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Thema:  
Angemessenheitsprüfung von Pensionszusagen – Schätzung der gesetzlichen Alterspension 
auf Grundlage der Änderung des Wartungserlasses vom 31.03.2024 
 

Rechtliche Grundlage: 
ESt-RL Rz 3393 
Ist die Angemessenheit der Pensionszusage dem Grunde nach gegeben, ist die Angemessenheit des 

Ausmaßes dieser Pensionszusage zu prüfen.  

Grundregel für die Angemessenheit der Höhe nach ist, dass die Pensionszusage nicht zu einer 

Besserstellung gegenüber der Aktivitätszeit führen darf. Die aus dem Dienstverhältnis zugesagte 

Pension darf einschließlich der (auf das nämliche Dienstverhältnis entfallenden) 

Sozialversicherungspension nicht höher sein als der Aktivlohn im Zeitpunkt des Pensionsantritts 

(VwGH 8.11.1983, 83/14/0101; VwGH 7.2.1990, 88/13/0241). Im Falle einer Pensionszusage ohne 

Aktivlohn oder bei einem unangemessen niedrigen Aktivlohn gilt: 

• Pensionszusagen bis 31.12.2017 (inklusive nachträglicher Änderungen in Bezug auf 

Pensionszusagen, die vor dem 1.1.2018 gegeben worden sind, und zwar unabhängig vom 

Inhalt der Änderung und davon, ob formell ein neuer Vertrag abgeschlossen wird): Als 

Vergleichsbasis ist ein fiktiver angemessener Lohn heranzuziehen. 

• Pensionszusagen ab 1.1.2018: Es ist auf die tatsächliche Höhe des letzten laufenden 

Aktivbezuges abzustellen. Im Falle einer Pensionszusage ohne Aktivlohn kommt eine 

Rückstellungsbildung nicht in Betracht. Bei einem unangemessen niedrigen Aktivlohn ist der 

tatsächliche Lohn maßgebend. 

Ist die Pensionszusage der Höhe nach unangemessen, ist die Rückstellungsbildung hinsichtlich des 

unangemessenen Teiles zu versagen, hinsichtlich des angemessenen Teiles jedoch anzuerkennen. 

 

Interpretation: 
Grundsätzlich geht es in dieser Randziffer um die Angemessenheit der Höhe der 

Betriebspension. Denn nur wenn es sich um eine angemessene Pensionshöhe handelt, darf 

diese auch steuerwirksam rückgestellt werden (bzw. nur der angemessene Teil darf 

rückgestellt werden). 

Für die Prüfung wird als Grundregel aufgestellt, dass der/die Begünstigte durch die 

Pensionszahlungen des Unternehmens nicht bessergestellt werden darf als in der 

Aktivitätszeit. Daher darf die Betriebspension gemeinsam mit der gesetzlichen Pension nicht 

höher sein als der Aktivlohn im Zeitpunkt des Pensionsantritts.  

Die Änderung des Wartungserlasses vom 31.03.2024 stellt unserer Meinung nach eine 

wesentliche Änderung der Auslegung der Angemessenheit von Pensionszusagen dar. 

Entgegen der bisherigen Ansicht darf daher nur jene staatliche Pension herangezogen 

werden, welche aus dem Dienstverhältnis stammt, bei welchem auch die Betriebspension 

zugesagt wurde (also nur anteilig) 

Insbesondere bei kurzfristigen Dienstverhältnissen kann es daher aus unserer Sicht kaum zu 

einer Überversorgung kommen, da die gesetzliche Pension bei kurzen Dienstverhältnissen 

entsprechend niedrig ausfallen kann. 

Somit kommt es auch aus unserer Sicht zu einer Besserstellung jener Personen, die 

mehrere kurze Dienstverhältnisse haben, da deren Betriebspension mit hoher 

Wahrscheinlichkeit nicht gekürzt wird. Hingegen jemand der sehr lange in einem 
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Unternehmen ist und damit der Anteil der gesetzlichen Pension ansteigt durchaus das Risiko 

hat, dass es zu einer Kürzung im Laufe der Zeit kommen kann. 

 

In den meisten Zusagen befindet sich allerdings der Passus: 

„Die Firmenpension wird unter der Maßgabe gewährt, dass sie erstens 80% des letzten 

Aktivbezuges nicht übersteigt und zweitens die Summe aus staatlicher Pension und 

Firmenpension den letzten Aktivbezug ebenfalls nicht übersteigt. Wird einer dieser 

Grenzwerte überschritten, kommt es zu einer entsprechenden Kürzung der Firmenpension, 

um eine Überversorgung zu verhindern.“ 

 

Hier wird nicht eingeschränkt auf die staatliche Pension, welche auf die Dienstzeit des 

entsprechenden Dienstverhältnisses abstellt. Daher ist unserer Meinung nach auf Grund der 

Zusage die gesamte staatliche Pension für die Prüfung heranzuziehen. 

Begründung: auch wenn dieser Passus auf Grund der ESt-RL eingefügt wurde, so ist dies 

einem Begünstigten nicht zwingend ersichtlich.  

Der Text enthält den Begriff „staatliche Pension“, es gibt keine Qualifikation oder 

Einschränkung, daher wird unserer Meinung nach üblicherweise angenommen, dass es sich 

um die gesamte gesetzliche Alterspension handelt, also jene die bei Pensionsantritt von der 

Pensionsversicherungsanstalt (PVA) ausbezahlt wird. Es gibt keinen Grund eine andere 

Lesart zu erkennen oder zu interpretieren.  

Sollte gewünscht sein, dass es anders verstanden werden soll, dann müsste hier eine 

genauere Definition oder Einschränkung vorgenommen werden. 

Hinzuweisen bleibt noch, dass auch wenn eine entsprechende Änderung jetzt vorgenommen 

wird, diese lediglich für zukünftige Stichtage gelten kann, da rückwirkend keine Änderungen 

möglich sind. Dies kann auch in der Entscheidung VwGH 83/14/0101 nachgelesen werden.  

VwGH 83/14/0101 vom 08.11.1983 

„Bei Lösung dieser Frage sei auf die Neufassung des Anstellungs- (und Pensions-)vertrages 

vom Jänner 1979 nicht Bedacht zu nehmen, weil ein Rechtsgeschäft mit steuerlicher 

Wirkung nicht auf einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden könne, auch wenn die 

Rückbeziehung ohne Umgehungsabsicht vereinbart worden sei.“ (Seite 3) 
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Schlussfolgerungen: 
 
Gestaltung der Pensionszusage: 
 
Wird in der Pensionszusage auf Rz 3393 verwiesen, so ist unserer Meinung nach die 

anteilige staatliche Pension für die Prüfung der Angemessenheit heranzuziehen. 

 

Findet sich in der Pensionszusage kein Passus bzgl. Angemessenheit, so ist für die 

steuerliche Anerkennung der Rückstellung analog vorzugehen. 

 

Enthält die Pensionszusage den Hinweis, dass die staatliche Pension gegengerechnet wird, 

so ist davon auszugehen, dass ein typischer Begünstigter darunter die gesamte zum 

Pensionsalter anfallende gesetzliche Pension verstehen wird.  

Somit ist unserer Meinung nach auf Grund der Zusage die gesamte staatliche Pension für 

die Prüfung heranzuziehen. 

 

Bewertung: 

Ist aufgrund der jeweiligen Pensionszusage eine anteilige staatliche Pension 

gegenzurechnen, so ist dafür eine geeignete Bewertungsmethode zu wählen. 

 

Beraterhaftung: 

Aus Sicht des Beraters ist es aus Haftungsgründen zu empfehlen, für die Bewertung der 

staatlichen Pension den aktuellen Auszug des Pensionskontos des jeweiligen Begünstigten 

schriftlich dokumentiert anzufordern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

AVÖ Arbeitskreis Sozialkapital, Dezember 2025 
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